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Der Bebauungsplan setzt eine Baugrenze mit 10m Abstand zur nördlichen Grundstücks-
grenze fest. Zwischen Bau- und Grundstücksgrenze ist eine Fläche für die Anpflanzung von 
Sträuchern vorgegeben. 
Das Vorhaben plant die Aufstellung eines Gastanks. Zu seiner Einhausung dient eine Auf-
schüttung mit durchlässigem Boden. Der Gastank überschreitet die Baugrenze um etwa 3m, 
die dazugehörige Aufschüttung um 9m. Gem. dem Bauantrag wird die Aufschüttung mit Bo-
dendeckern und Sträuchern bepflanzt. 
 
Die Abweichung berührt die Grundzüge der Planung nicht. Weiter ist sie städtebaulich ver-
tretbar. Durch die Bepflanzung der Aufschüttung wird der im B-Plan festgelegte Grünstreifen 
weiterhin umgesetzt. Zusätzlich entfällt der Grünstreifen in dem, seit 29.03.2026 rechtskräfti-
gen B-Plan Nr. 122.  
 
Wird der Antrag auf Genehmigung nach § 4 BImSchG positiv beschieden, kann davon aus-
gegangen werden, dass die nachbarlichen Interessen gewürdigt und mit den öffentlichen 
Belangen vereinbar sind. Ansonsten ist das Vorhaben nicht mit den öffentlichen Belangen 
vereinbar und die Befreiung entsprechend nicht zulässig. 
 
Im Rahmen des Bauantrags wird ebenfalls eine Befreiung von der festgesetzten Fläche für 
die Anpflanzung von Sträuchern beantragt. Eine Befreiung davon ist nicht nötig, da das Vor-
haben die Festsetzung einhält. 
 
Weiter beinhaltet der Bauantrag einen Antrag auf Ausnahme gem. § 31 Abs. 1 BauGB für die 
Errichtung einer Betriebsleiterwohnung. 
Eine Ausnahme ist zulässig, wenn sie nach Art und Umfang ausdrücklich im Bebauungsplan 
vorgesehen wird. 
 
Gem. § 8 Abs. 3 BauNVO können in Gewerbegebieten Wohnungen für Betriebsleiter, aus-
nahmsweise zugelassen werden sie dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in 
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind. 
 
Die Betriebsleiterwohnung ist dem Gewerbebetrieb sowohl in der Grundfläche als auch der 
Baumasse untergeordnet. Eine Zuordnung zu dem Betrieb lässt sich aus dem Antrag erken-
nen. Weiter wurde dort auch plausibel die Notwendigkeit der Betriebsleiterwohnung darge-
stellt.  
 
Herrschen ungesunde Wohnverhältnisse an dem Standort des Vorhabens, ist die Ausnahme 
nicht zulässig. Wird der Antrag auf Genehmigung nach § 4 BImSchG positiv beschieden, 
kann davon ausgegangen werden, dass dies für die Betriebsleiterwohnung nicht der Fall ist. 
Entsprechend ist der Antrag zur Ausnahme mit einer positiven Prüfung des BImSch-Antrags 
zulässig. 
 
Gem. des Bauantrags (s.h. M25-052 Rögen – Nachforderungen, S. 24/575) wird aufgeführt, 
dass die Beleuchtung der Außenanlagen nicht Bestandteil des Bauantrages ist. Es wird al-
lerdings bestätigt, dass sich an die Festsetzung Nr. 8 des Bebauungsplan Nr. 37 2. Neufas-
sung gehalten wird. Damit kann davon ausgegangen werden, dass der Festsetzung nicht 
widersprochen wird 
 
Allen weiteren Festsetzungen wird nicht widersprochen. Die grundsätzliche Zulässigkeit der 
Nutzung wurde bereits im Vorbescheid vom 06.08.2024 (Az.:326-2024) positiv beschieden. 
 

 



 

Seite 3 
 

II. Bauordnungsrechtliche Beurteilung 

Das Vorhaben ist wegen seiner Art und Nutzung als Sonderbau einzuordnen. Ein Flüssig-

gaslagerbehälter mit einem Fassungsvermögen von 200 m³ erfüllt den Tatbestand des § 2 

Abs. 4 Nr. 20 LBO SH (bauliche Anlage, deren Nutzung durch Umgang oder Lagerung von 

Stoffen mit Explosions- oder erhöhter Brandgefahr verbunden ist).  

Die Antragsunterlagen liegen – soweit für die bauaufsichtliche Beurteilung erforderlich – voll-

ständig und prüffähig vor. 

Die Abstandsflächen nach § 6 LBO SH werden nach den vorgelegten Unterlagen eingehal-

ten. 

Im Übrigen bestehen unter Beachtung der nachstehenden Auflagen und Hinweise keine Be-

denken.  

Begründung:  

Das Vorhaben ist wegen seiner Art und Nutzung Sonderbau (§ 2 Abs. 4 Nr. 20 LBO SH). Für 

Sonderbauten muss der Standsicherheitsnachweis eine Prüfingenieurin oder einen Prüfin-

genieur für Standsicherheit geprüft und bescheinigt sein (§ 66 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 LBO SH); 

der Brandschutznachweis muss durch eine Prüfingenieurin oder einen Prüfingenieur für 

Brandschutz geprüft und bescheinigt sein (§ 66 Abs. 3 Satz 3 Nr. 1 LBO SH). 

Da wegen der Konzentrationswirkung der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung (§ 13 

BImSchG) keine Baugenehmigung ergeht (vgl. § 60 Abs. 2 LBO SH), gilt die an die Bauge-

nehmigung anknüpfende Baubeginnregelung des § 72 Abs. 6 LBO SH nicht unmittelbar. Der 

Vorbehalt des Baubeginns und die Vorlagefrist werden daher als Auflage aufgenommen (§ 

12 BImSchG, inhaltlich orientiert an §§ 66 Abs. 3, 72 Abs. 6 LBO SH). 

Die Heranziehung der Prüfingenieurinnen oder Prüfingenieure und die Übertragung der kon-

struktiven sowie der brandschutztechnischen Überwachung erfolgen auf Kosten der Antrag-

stellerin in entsprechender Anwendung der §§ 58 Abs. 5, 66 LBO SH (§ 60 Abs. 2 LBO SH). 

 

Ill. Ergebnis  
Bauplanungsrechtlich ist das Vorhaben Entsprechend mit einem positiv bewerteten  
BImSchG-Antrag gem. §§ 30 Abs. 1 und 31 Abs. 1 und 2 BauGB planungsrechtlich  
zulässig. 
Wird der BImSchG-Antrag negativ bewertet entfällt gem. §§ 31 Abs. 1 und 2 BauGB auch die 
planungsrechtliche Zulässigkeit. 
 

Bauordnungsrechtlich bestehen gegen das Vorhaben unter Beachtung der nachstehenden 

Auflagen und Hinweise keine Bedenken. Das Vorhaben ist ein Sonderbau (§ 2 Abs. 4 Nr. 20 

LBO SH), sodass die abschließende Beurteilung von Standsicherheit und Brandschutz der 

bautechnischen Prüfung durch noch zu beauftragende Prüfingenieurinnen oder Prüfingeni-

eure vorbehalten bleibt. 
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